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Grazer24 02.08.2024

Stadt Graz behindert Wohnbau
BAU. Die Stadt Graz wurde nun bereits zum zweiten Mal für die Nichteinhaltung der 18 Monate Frist
bei einem Bebauungsplan verurteilt. Nun werden Forderungen nach einer Reduktion der Frist laut.

Von Sabrina Naseradsky
sabrina.naseradsky@grazer.at

Der VÖPE Steiermark und
die die Fachgruppe der
Immobilien- und Vermö-

genstreuhänder der Wirtschafts-
kammer Steiermark fordern nun
nach demneuerlichen Urteil des
Höchstgerichts die gesetzliche
Frist von 18 Monaten für die Ent-
wicklung von Bebauungsplänen
auf 12 Monate zu reduzieren.

Unverständnis
Trotz des Urteils hat Vize-Bür-
germeisterin Judith Schwentner
nun angekündigt, die Frist sogar
verlängern zu wollen. Dies stößt
bei den Immobilienentwicklern
auf Unverständnis. Christopher
Pongratz, VÖPE-Präsidiumsmit-
glied:  Das derzeitige wirtschaft-

liche Umfeld, insbesondere die
hohe Zinsbelastung für unsere
Branche, zwingt uns, eine kür-
zere Frist einzufordern. Wir be-
nötigen rasche und zuverlässi-
ge Planungssicherheit für unsere
Projekte, um leistbaren Wohn-
raum schaffen zu können. 

Gerald Gollenz, Fachgrup-
penobmann der Immobilientreu-
händer:  Der Zugang der Stadt
Graz, dass ein Bebauungsplan
bereits beinahe einem Einreich-
plan gerecht wird, ist der falsche.
Wir brauchen Bebauungspläne,
die flexiblere Gestaltungsmög-
lichkeiten zulassen. Insbesonde-
re wenn wir auf aktuelle Entwick-
lungen rasch reagieren müssen.
Sollte die Behörde aufgrund der
Anträge überbelastet sein, so ver-

fügen wir über exzellente Raum-
planer in der Steiermark. 

Christopher Pongratz (l.) und Gerald Gollenz fordern auch im Sinne der Ko-
sten eine kürzere Frist bei den Bebauungsplänen in Graz. PETER MELBINGER; GASSER


